
Antwort des Senats  

auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD  

vom 11. September 2012 

 

„Tarifbindung von Gesellschaften im öffentlichen Einflussbereich“ 

 

Die Fraktion der SPD hat folgende Kleine Anfrage an den Senat gerichtet: 

„Im öffentlichen Dienst werden Beschäftigte regelmäßig im Rahmen geltender Tarifverträge 

beschäftigt. Die Ausgliederung öffentlicher Aufgaben in privatrechtlichen Gesellschaften hat 

dazu geführt, dass dort Beschäftigte teils zu schlechteren Bedingungen und niedrigeren Ent-

gelten als in den öffentlichen Verwaltungen Bedienstete arbeiten. Zugleich sind die Konditio-

nen für Führungskräfte in einigen dieser öffentlichen Gesellschaften deutlich besser als im 

öffentlichen Dienst. Dies gilt umso mehr für Unternehmen, die sich mehrheitlich im Eigentum 

der öffentlichen Hand befinden, jedoch gewerblich tätig sind. Dabei ist für die Öffentlichkeit 

nicht immer transparent, an welchen Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen und ggf. ande-

ren Kriterien sich die im öffentlichen Einflussbereich agierenden privatrechtlichen Gesellschaf-

ten bei der Gestaltung ihrer Entgelte, Arbeitsbedingungen sowie Sozial- und sonstigen Leis-

tungen orientieren.  

Wir fragen daher den Senat:  

1.  Für welche privatrechtlichen Gesellschaften im Mehrheits- oder Alleinbesitz der Freien 

Hansestadt Bremen oder ihrer Stadtgemeinden, gelten welche Tarifverträge bzw. welche 

dieser Gesellschaften sind ggf. nicht tariflich gebunden?  

2.  In wie weit unterscheiden sich die Entgelte, Arbeitsbedingungen und sonstigen Leistun-

gen mehr als unwesentlich von den Regelungen der öffentlichen Tarifverträge TV-L und 

TV-ÖD?  

3.  In welchen Gesellschaften werden Entgeltbestandteile, Arbeitsbedingungen oder andere 

Leistungen mehr als unwesentlich durch Betriebsvereinbarungen (mit)bestimmt?  

4.  Welche dieser Gesellschaften zahlen in welchen Bereichen Entgelte oder gewähren Leis-

tungen, die über die jeweils geltenden Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen hin-

ausgehen.  

a. An welchen Kriterien orientieren sich diese Leistungen?  

b. Wer entscheidet über ihre Gewährung?  
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5.  Welche dieser Gesellschaften verfügen über Betriebsräte und weitere Mitbestimmungs-

gremien gemäß Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) – ggf. welche?  

6.  Welche dieser Gesellschaften genügen den Anforderungen des Landesgleichstellungs-

gesetzes (LGG) und verfügen insbesondere über gemäß LGG gewählte Frauenbeauf-

tragte?“ 

 

Vorbemerkung: 

Der Senat hat in den vergangenen Jahren die Struktur und das Controlling des bremischen 

Beteiligungswesens einer kritischen Analyse unterzogen. Hierbei sind Beteiligungen über-

prüft, teilweise zusammengeführt und in Einzelfällen auch in die Verwaltung zurückgeführt 

worden .In diesem Zusammenhang wurde und wird auch weiterhin das Ziel verfolgt, dass für 

die Kernverwaltung geltende Standards grundsätzlich auch für ausgegliederte Verwaltungs-

einheiten Bremens gelten sollen. 

Vor diesem Hintergrund beantwortet der Senat die Kleine Anfrage wie folgt: 

 

1.  Für welche privatrechtlichen Gesellschaften im Mehrheits- oder Alleinbesitz der 

Freien Hansestadt Bremen oder ihrer Stadtgemeinden, gelten welche Tarifverträge 

bzw. welche dieser Gesellschaften sind ggf. nicht tariflich gebunden?  

Antwort zu Frage 1. 

Hinsichtlich der Antwort zu Frage 1 wird auf die beiliegende Anlage verwiesen.  

2.  In wie weit unterscheiden sich die Entgelte, Arbeitsbedingungen und sonstigen 

Leistungen mehr als unwesentlich von den Regelungen der öffentlichen Tarifver-

träge TV-L und TV-ÖD?  

Antwort zu Frage 2. 

Ein Teil der genannten Gesellschaften ist mit der Privatisierung von öffentlichen Aufgaben 

gegründet worden. Durch den seit dem 25. Januar 1999 geltenden Rahmentarifvertrag zur 

sozialen Absicherung im Falle von Privatisierungen ist geregelt, dass bei Privatisierungen von 

öffentlichen Aufgaben die vom Land und der Stadtgemeinde Bremen in eine Gesellschaft 

übergehenden Beschäftigten dort unter den TVöD fallen, eine tarifliche Unkündbarkeit erhal-

ten und zudem im Falle der Insolvenz und Liquidation der Gesellschaft ein Rückkehrrecht zur 
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Freien Hansestadt Bremen haben. Aufgrund dieses Privatisierungstarifvertrages wenden be-

reits viele der genannten Gesellschaften seit ihrer Gründung das Tarifrecht des öffentlichen 

Dienstes (TVöD) an. Insofern ist hier aufgrund der Ausgliederung von öffentlichen Aufgaben 

keine Verschlechterung der Tarifbedingungen eingetreten. 

 

Für viele der in der Anlage aufgeführten Gesellschaften hat der Kommunale Arbeitgeberver-

band Bremen Tarifverträge abgeschlossen, die die Anwendung des TVöD beinhalten. Dar-

über hinaus haben einige Gesellschaften eigene Haustarifverträge abgeschlossen.  

 

Die übrigen Gesellschaften, die keinen Tarifvertrag anwenden,  haben in der Regel individual-

rechtliche Arbeitsverträge mit ihren Beschäftigten abgeschlossen, wobei diese dabei teilweise 

auch den TVöD einzelvertraglich vereinbaren. Hierbei handelt es sich in der Regel um Gesell-

schaften mit wenigen Beschäftigten. 

 

Viele der aufgeführten Gesellschaften wenden damit die Bestimmungen des TVöD an. Ein 

Vergleich einzelner Arbeitsbedingungen und Entgelte in den Gesellschaften, die nicht den 

TVöD anwenden, ist nicht sinnvoll durchführbar. Unterschiede bestehen beispielsweise bei 

der Zahlung von Weihnachtsgeld, der Gewährung einer betrieblichen Altersversorgung, beim 

Urlaub und bei der Arbeitszeit. Selbst zwischen den beiden im bremischen öffentlichen Dienst 

geltenden Tarifverträgen TV-L und TVöD gibt es Unterschiede bei einzelnen Arbeitsbedin-

gungen: So sieht der TVöD eine Wochenarbeitszeit von 39 Stunden und der TV-L von 39,2 

Wochenstunden vor. Unterschiede bestehen auch bei der Höhe der Jahressonderzahlung 

(„Weihnachtsgeld“). Letztlich kann daher nur eine Gesamtbetrachtung aller Arbeitsbedingun-

gen des jeweiligen Tarifvertrages bzw. der einzelarbeitsvertraglich vereinbarten Bedingungen 

vorgenommen werden.  

 

Eine Gesamtbetrachtung der in der anliegenden Liste aufgeführten Tarifverträge kommt zu 

dem Ergebnis, dass mehrheitlich von einem Gehaltsniveau ausgegangen werden kann, das 

sich im Wesentlichen im Rahmen des TVöD bewegt.  
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3.  In welchen Gesellschaften werden Entgeltbestandteile, Arbeitsbedingungen oder 

andere Leistungen mehr als unwesentlich durch Betriebsvereinbarungen 

(mit)bestimmt?  

Antwort zu Frage 3. 

Bei vielen der in der Anlage aufgeführten Gesellschaften kommen Tarifverträge zur Anwen-

dung. Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind 

oder üblicherweise geregelt werden, können nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung 

sein (§ 77 Abs. 3 BetrVG). Eine mehr als unwesentliche Regelung von Entgelten durch Be-

triebsvereinbarungen kann es daher bei diesen Gesellschaften nicht geben. Die übrigen Ge-

sellschaften, die keinen Tarifvertrag haben, haben in der Regel aufgrund ihrer geringen Be-

schäftigtenzahl auch keinen Betriebsrat, mit dem Betriebsvereinbarungen abgeschlossen 

werden könnten. 

 

4.  Welche dieser Gesellschaften zahlen in welchen Bereichen Entgelte oder gewäh-

ren Leistungen, die über die jeweils geltenden Tarifverträge oder Betriebsvereinba-

rungen hinausgehen.  

a. An welchen Kriterien orientieren sich diese Leistungen?  

b. Wer entscheidet über ihre Gewährung?  

 

Antwort zu Frage 4 a und b. 

 

Eine systematische und gebündelte Erfassung der in den einzelnen Gesellschaften ge-

zahlten Entgelte nicht liegt der SF nicht vor. Sofern in einzelnen Gesellschaften Zahlun-

gen zusätzlich zum „regulären“ Entgelt erfolgen, obliegt dies der betrieblichen Verantwor-

tung der Gesellschaften im Rahmen ihrer Budgets Allerdings gehört es nach den Rege-

lungen in den Gesellschaftsverträgen zu den Aufgaben der Aufsichtsräte, die Vergü-

tungsstruktur in den Gesellschaften im außertariflichen Bereich zu überwachen. Ab-

schluss und Änderung von Verträgen mit Mitarbeitern ab einer bestimmten Gehaltshöhe 

bedürfen der Zustimmung des Aufsichtsrates.  

Da viele der Gesellschaften - wie in der Anlage zur Frage 1 dargestellt - das Tarifrecht 

des öffentlichen Dienstes anwenden, ergeben sich aus der Anwendung des TVöD bereits 

weitreichende Handlungsspielräume für die Zahlung von Zulagen und Prämien.   
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So sieht der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst für besondere Leistungen die Zah-

lung von Leistungsprämien, Leistungszulagen und Erfolgsprämien vor. Darüber hinaus 

kann nach den Tarifregelungen des TVöD ein leistungsabhängiger Stufenaufstieg ge-

währt werden. Diese leistungsabhängigen Zahlungen können beispielweise für die Über-

nahme zusätzlicher Sonderaufgaben oder für die Durchführung besonderer Projekte er-

folgen und an individuelle Zielvereinbarungen geknüpft werden. Eine schematische Re-

gelung für leistungsabhängige Zahlungen sieht der TVöD nicht vor.  

Darüber hinaus ermöglicht der TVöD die Zahlung einer Zulage für die Wahrnehmung ei-

ner höherwertigen Funktion und auch zur Bindung von qualifizierten Fachkräften besteht 

nach den tariflichen Regelungen die Möglichkeit eine Zulage zu zahlen.  

Die Gewährung von Leistungen nach diesen Regelungen geht somit nicht über den tarif-

lichen Rahmen hinaus, die nähere Ausgestaltung dieses Handlungsspielraums obliegt 

dabei den Gesellschaften. 

 

5.  Welche dieser Gesellschaften verfügen über Betriebsräte und weitere Mitbestim-

mungsgremien gemäß Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) – ggf. welche?  

Antwort zu Frage 5. 

Hinsichtlich der Antwort zu Frage 5 wird auf die beiliegende Anlage verwiesen. 

 

6.  Welche dieser Gesellschaften genügen den Anforderungen des Landesgleichstel-

lungsgesetzes (LGG) und verfügen insbesondere über gemäß LGG gewählte Frau-

enbeauftragte?“ 

Antwort zu Frage 6. 

Hinsichtlich der Antwort zu Frage 6 wird auf die beiliegende Anlage verwiesen. 

 



Anlage

Gesellschaften Mitgliedschaft im KAV Tarifverträge Frauenbeauftragte Betriebsrat

Senatorin für Bildung, Wissenschaft

und Gesundheit

Gesundheit Nord gGmbH ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD ja ja*

Klinikum Bremen - Mitte gGmbH ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD ja ja

Klinikum Bremen - Nord gGmbH ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD ja ja

Klinikum Bremen - Ost gGmbH ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD ja ja

Klinikum Links der Weser gGmbH ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD ja ja

Ambulanz Bremen GmbH nein individualrechtliche Arbeitsverträge (teilweise TVöD) nein nein

Gesundheit Nord Dienstleistungen GmbH nein Haustarifvertrag nein ja

Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend

und Frauen

Werkstatt Nord GmbH ja im Arbeitsvertrag wird der gesamte TVöD vereinbart nein nein

Senator für Umwelt, Bau und Verkehr

Bremer Straßenbahn AG ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des TVöD ja ja

Gewoba AG nein Tarifvertrag Wohnungswirtschaft Funktion gem. BetriebsverfassungsG besetzt ja

brepark GmbH ja KAV-Tarifvertrag (Arbeitsbedingungen entsprechen Niveau des TVöD) ja ja

Hanseatische Naturentwicklung GmbH ja individualrechtliche Arbeitsverträge nein nein

botanika GmbH ja individualrechtliche Arbeitsverträge nein nein

Senatorin für Finanzen

Ausbildungsgesellschaft Bremen mbH ja KAV-Tarifvertrag (Arbeitsbedingungen teilweise vergleichbar mit TVöD) nein ja 

Bremen Online Services GmbH & Co KG ja individualrechtliche Arbeitsverträge nein nein

bremen online GmbH ja individualrechtliche Arbeitsverträge nein nein

Immoblien Bremen, AöR ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD ja ja 

Senator für Inneres und Sport

Bremer Bäder GmbH ja KAV-Tarifvertrag (Arbeitsbedingungen teilweise vergleichbar mit TVöD ja ja

Altersversorgung wie im öffentlichen Dienst -VBL-)

Senator für Kultur

Theater Bremen GmbH ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD für das nichtkünstlerische Personal ja ja

und Tarifvertrag Normalvertrag Bühne (NV Bühne) für das künstlerische Personal

Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen

WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH ja individualrechtliche Arbeitsverträge (teilweise TVöD) ja ja

Großmarkt Bremen GmbH nein Haustarifvertrag ja ja

Fischereihafen-Betriebsgesellschaft mbH ja Haustarifvertrag z.Zt. nicht mehr, da derzeit keine Bewerberin ja

Flughafen Bremen GmbH ja Haustarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD befindet sich in Vorbereitung ja

bremenports GmbH & Co KG ja KAV-Tarifvertrag zur Anwendung des gesamten TVöD z.Zt. nicht mehr, da derzeit keine Bewerberin ja

Bremer Ratskeller GmbH ja individualrechtliche Arbeitsverträge nein ja

Glocke Veranstaltungs GmbH ja individualrechtliche Arbeitsverträge nein ja

BLG Logistics Group AG & Co nein nein ja*

Bremer Aufbau-Bank GmbH ja individualrechtliche Arbeitsverträge ja ja 

Anmerkungen:

"KAV-Tarifvertrag" bedeutet, der KAV hat für die Gesellschaft einen Tarifvertrag abgeschlossen.

 "Haustarifvertrag" bedeutet, die Gesellschaft hat einen eigenen Tarifvertrag ohne Beteiligung des KAV abgeschlossen. 

* auch Konzernbetriebsrat vorhanden

eigene Tarifverträge (Tarifbindung durch Mitgliedschaft im Zentralverband der Dt. 

Seehafenbetriebe und im Unternehmensverband Bremische Häfen)
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